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DDR-Bürgerrechtler kritisieren
Wagenknecht: Ein Aufruf zur

Wachsamkeit
Ehemalige DDR-Bürgerrechtler äußern scharfe Kritik an
Sahra Wagenknecht und ihrer Partei BSW, werfen ihnen

Gefahren für die Demokratie vor und reflektieren über ihre
Rolle in der aktuellen politischen Landschaft.

In der deutschen politischen Landschaft wird derzeit ein
Selbstverständnis über den Zustand der Demokratie und den
Umgang mit Problematiken der Vergangenheit neu verhandelt.
Dies verdeutlicht ein offener Brief, der von 60 ehemaligen
Bürgerrechtlern aus der DDR verfasst wurde. Die Kritiker
wandten sich gegen die aktuelle politische Bewegung um Sahra
Wagenknecht und ihre Partei BSW. Ihre Wortmeldung hat in den
Medien für erhebliches Aufsehen gesorgt und beleuchtet ein
wichtiges, aber oft übersehenes Thema: die Gefahren, die von
bestimmten politischen Strömungen ausgehen können.

Die Bürgerrechtler und ihr Vermächtnis

Die Unterzeichner des Briefes, viele von ihnen im Rentenalter,
sind Persönlichkeiten, die in der Vergangenheit aktiv für
Bürgerrechte und gegen das politische Regime in der DDR
kämpften. Der Sozialpädagoge Thomas Pilz, der in der
Wendezeit das Neue Forum mitgründete, bringt es auf den
Punkt: „Die Gefahren, die vom BSW für die Demokratie
ausgehen, werden bisher in der öffentlichen Debatte
unterschätzt“, erklärt er. Solche kritischen Stimmen sind
bedeutsam, denn sie stammen aus einer Zeit, in der das
Aufbegehren gegen Unterdrückung und für eine



Demokratisierung eine existenzielle Rolle spielte. Ein weiterer
Unterzeichner, Martin Böttger, der in der DDR die Initiative
Frieden und Menschenrechte gründete, äußerte ebenfalls seine
Besorgnis über die politische Rhetorik von Wagenknecht.

Politische Veränderungen in Sachsen und
Thüringen

Die Debatte um die mögliche Koalition der CDU mit dem BSW
entfacht zudem eine Diskussion über die politischen Allianzen in
Ostdeutschland. Gisela Kallenbach, eine ehemalige Politikerin
von Bündnis 90/Die Grünen, beschreibt diese Überlegungen als
„unerträglich“. Der sächsische Ministerpräsident Michael
Kretschmer steht in der Kritik, da die von ihm angestrebte
Zusammenarbeit mit der BSW den Ursprung der Werte
demokratischen Handelns hinterfragen könnte. „Die CDU würde,
wenn sie mit dem BSW koaliert, einen Verrat an der Demokratie
begehen“, warnt Marianne Birthler, was die Schwere des
Themas unterstreicht.

BSW und ihre bemerkenswerte
Anziehungskraft

Die Anziehungskraft, die die BSW in Ostdeutschland bei den
Wählern erfährt, wird von nahestehenden politischen Akteuren
als besorgniserregend wahrgenommen. Pilz meint, dass das
BSW einfache Lösungen verspricht, die eine große Anzahl von
Wählern ansprechen, insbesondere in einer Zeit, in der viele
Menschen nach mehr Klarheit und weniger Komplexität in der
politischen Argumentation suchen. „Das bietet sich vor dem
Hintergrund der gescheiterten Aufarbeitung der Diktatur in der
DDR geradezu an“, erläutert er. Die Sehnsucht nach
verlässlichen und verständlichen Antworten könnte der
Rückkehr zu einfacheren politischen Narrativen Vorschub
leisten, die an die Propaganda der Vergangenheit erinnern.

Kritik an Wagenknechts Rhetorik



Die Bürgerrechtler führen zudem an, dass Wagenknecht und ihr
BSW unbewusst die autoritären Tendenzen aus Russland
verharmlosen. Die Forderungen aus dem offenen Brief sind auch
ein eindringliches Plädoyer, sich gegen die allzu einfache
Sichtweise der Welt zu wehren. „Die Friedensrhetorik, die den
Aggressor Putin nicht beim Namen nennt, verfängt offenbar bei
vielen Wählern“, sagt Birthler. Die Erinnerungen an die DDR
propagieren in diesem Kontext eine Komplexität, die es zu
bewältigen gilt, um nicht in die Rückschrittlichkeit abzugleiten.

Die soziale Verantwortung der
Vergangenheit

Abschließend zeigt der offene Brief und dessen mediale
Resonanz, dass viele Bürgerrechtler sich weiterhin aktiv in die
politischen Debatten einbringen, um an die Erfahrungen der
Vergangenheit zu erinnern. Sie sehen es als ihre Verantwortung
an, der Demokratie zu dienen und die Gefahren von
populistischen Strömungen zu erkennen. Dieses Engagement
könnte entscheidend sein, um die Lehren aus der Geschichte für
die kommenden Generationen nutzbar zu machen. Die
Verbindung zwischen der politischen Vergangenheit und den
heutigen Herausforderungen wird unübersehbar, und es bleibt
abzuwarten, wie diese Debatte sich weiter entfalten wird.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

